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30.09.2020: Das Ende des ersten
sozialistischen Staates auf deutschem Boden liegt jetzt 30 Jahre zurück. Am 3. Oktober 1990
erfolgte der Beitritt der Deutschen Demokratischen Republik zur Bundesrepublik Deutschland.
Damit kam die kurze Aufbruchsphase im Herbst 1989 mit vielfältigen Initiativen für einen
basisdemokratischen Sozialismus zum Abschluss. Sie war von Anfang an von entscheidenden
Ungleichzeitigkeiten geprägt: Die Phase einer "basisdemokratischen Selbstermächtigung" verlor
mit der Maueröffnung am 9. November 1989 jede Grundlage – jetzt war der Hegemon des
Umbruchs nicht mehr die DDR-Bürger*in, sondern die westdeutsche politische Klasse und das
Kapital. Während SED-Reformer, Modrow-Regierung und die Bürgerbewegungen noch an einer
neuen, souveränen, vielleicht demokratisch-sozialistischen DDR feilten, waren die Verhältnisse
längst konservativ-nationalistisch gekippt worden. Mandy Tröger 30 Jahre danach:

 

"Soziale Marktwirtschaft hat sich als ganz gewöhnlicher Kapitalismus entpuppt”, damit entließ
Hans Modrow die Leser des Offenen Blattes in das Jahr 1993. Die Desillusion des Reformers
und kurzzeitigen DDR-Staatsoberhaupt kam nicht von irgendwo. Als "redlicher Verwalter” des
frühen "Übergangsprozesses in der DDR”, wie ihn Grünen-Politikerin Antje Vollmer im Februar
1990 nannte, hatte Modrow aus nächster Nähe erlebt, wie machtpolitische Interessen der
Bundesregierung reformorientierte Initiativen der DDR im Keim erstickten. Kritiker in der BRD
und DDR wurden als Verräter des Einheitsgedanken ignoriert. Modrow war dabei und wurde als
späterer Bundestagsabgeordneter scharfer Kritiker der Einheits- und Wirtschaftspolitik der
Regierung Kohl. Diese setzte auf die D-Markt des freien Marktes, mit katastrophalen Folgen für
ganz Deutschland.

Reform statt Einheit

Im Herbst 1989 hallte der Ruf nach Wirtschaftsreformen durch die DDR. Denn, so schrieben die
Mitarbeiter der DDR-Blockparteizeitung Der Morgen intern schon im Oktober 1989, "viele der
anzupackenden Probleme in unserem Lande [haben] mit knallharter Ökonomie zu tun”.
Eckpfeiler aller Reformanstrengungen in der DDR war daher die Wirtschaftspolitik. Auch auf
oberster Regierungsebene gab es Einsehen. Am 1. November 1989, kurz nach der Absetzung
Erich Honeckers, reiste der neue Staatsratsvorsitzende Egon Krenz nach Moskau. In einem
vertraulichen Gespräch mit Michail Gorbatschow gab er, laut Protokoll, zu, dass Beschlüsse des
neunten Parteitags der SED nicht "auf einer realen Einschätzung der Lage” basiert hätten. "Bei
der Lösung ökonomischer Fragen” sei man vielmehr von "subjektiven Auffassungen”
ausgegangen. So seien falsche Schlüsse gezogen worden, an den nationalen und
internationalen Realitäten vorbei. Jetzt sei das Drama im eigenen Land kaum mehr zu stoppen.
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Acht Tage später fiel die Berliner Mauer.

Bereits am folgenden Tag kursierte in der Bundesanstalt für gesamtdeutsche Aufgaben ein
75-seitiger Bericht, der die Ziele der wichtigsten DDR-Oppositionsgruppen zusammenfasste.
Allen gemein und doch oft vergessen: Sie hielten, an der "Sonderexistenz der DDR" fest, "d.h.
an einer Vision von einem zu errichtenden demokratischen Sozialismus auf deutschem Boden
mit garantierten Freiheitsrechten”. Wirtschaftsreform hieß hier die "Schaffung eines
Mischsystems", also ein "Einbau marktwirtschaftlicher Elemente in eine entbürokratisierte,
demokratischer Kontrolle unterworfene [staatliche] Rahmenplanung". Ausgehend von
"radikaldemokratischen und sozialistischen Überlegungen" sollte der Staat entschlackt und
soziale Gerechtigkeit wieder in den Vordergrund einer demokratisierten Sozial- und
Wirtschaftspolitik geschoben werden. Am 1. Dezember hob die Volkskammer dann das
politische Machtmonopol der SED auf, zwei Tage später traten Krenz, das Politbüro und das
Zentralkomitee zurück. Hans Modrow, ein früher Kritiker Honeckers in der SED-Führung, wurde
de facto DDR-Staatsoberhaupt. Am 7. Dezember formierte sich der basisdemokratische Runde
Tisch, der, zunächst von Modrow ignoriert, später in einer "Schule der Demokratie" mit ihm
zusammenarbeitete. Grundtenor blieb jedoch: demokratische Reformen, nicht Einheit.

Auf bundespolitischer Ebene sah das frühzeitig anders aus. "Die Forderung nach
Selbstbestimmung der Deutschen in der DDR sei vollkommen richtig", hieß es beispielsweise
auf einer FDP-Präsidiumssitzung Mitte November 1989, "davor gehöre aber der Satz, daß die
F.D.P. die Wiedervereinigung der beiden deutschen Staaten anstrebe”. Auch Kohls Zehn-
Punkte-Programm Ende November sah eine stufenweise Einheit vor, was nach FDP-Chef Otto
Graf Lambsdorff ein "deutliches Ja der DDR zur Marktwirtschaft" hieß. In der
Deutschlanddebatte im Bundestag Mitte Januar forderte der Chef des Bundeskanzleramtes
Rudolf Seiters dann dementsprechend eine Vertragsgemeinschaft mit der DDR, mit dem Ziel
der deutschen Einheit. Die Reformkräfte der DDR und Kritiker der BRD widerstrebten, baten um
Zeit. DDR-Reformer wollten einen anderen Staat, Kritiker in der BRD keine desaströse Zukunft
eines geeinten Deutschlands. Am Runden Tisch standen eine Vertragsgemeinschaft, beruhend
dem Grundlagenvertrag von 1972, und eine Konföderation beider deutscher Staaten zur
Diskussion.

Kohl und die D-Mark

Hintergrund dieser Diskussionen war die instabile Lage in der DDR und mehrere Treffen
zwischen Modrow und Helmut Kohl. In Vorbereitung auf Kohls Besuch in Dresden am 19.
Dezember 1989 notierte Modrow, "es darf keine Enttäuschung über dieses Treffen geben, weil
darin die Gefahr einer Zunahme sozialer Unruhen als Folge politischer und sozialer
Unsicherheit läge". Es dürfe nicht der Eindruck entstehen, "dass von Seiten der BRD auf eine
Zunahme der Instabilität der DDR gewartet wird, statt wirksame, also rasche Unterstützung zu
geben." Die Liste der Sorgen war lang: die Wirtschaftslage, Auswanderung, das Ost-West-
Währungsgefälle. Letzteres würde sich mit der Einführung des visumsfreien Reiseverkehrs
Anfang 1990 gegen die DDR richten, zu einem "verstärkten Rückfluss spekulativen Geldes in
die DDR … einschließlich Folgen der Schwarzarbeit" führen. Modrows Plan war deshalb eine
Vertragsgemeinschaft und ein Lastenausgleich für die Reparationszahlungen, die nach dem
Zweiten Weltkrieg ausschließlich von der DDR geleistet wurden. Mit einer Zahlung von 15
Milliarden DM in den Jahren 1990 und 1991 sollte die BRD ihren Teil tragen. Dafür verpflichte
sich die DDR, vor allem den westdeutschen Absatzmarkt zu nutzen. Kohl versprach Hilfe. Das
Resultat des Treffens war die Schaffung deutsch-deutscher Expertengruppen zu politischen
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und wirtschaftlichen Fragen.

 

"Als in der DDR die Lichter ausgingen, träumte kaum mehr jemand von einer
demokratischen und sozialistischen Gesellschaft, für viele ging es vor allem darum, sich
in der neuen Ordnung zurechtzufinden. Die Aufbruchstimmung fand ihr jähes Ende.
Was folgte, waren Abwehrkämpfe."
Sebastian Friedrich, der Freitag, Ausgabe 43/2019: "Nicht zweimal verlieren"
eingefügt von kommunisten.de

Bereits kurz danach, im Januar 1990, mahnte Modrow, die verschlechterte Lage in der DDR sei
"besorgniserregend". Das politische Eigeninteresse verschiedener DDR- und BRD-
Organisationen und Gruppierungen müsse dem Ziel sozialer Stabilisierung weichen. Modrow
versuchte die am Runden Tisch versammelte Opposition in die Regierungsverantwortung
einzubinden, nahm dafür an drei Treffen des Runden Tisches teil und machte acht dessen
Mitglieder zu Ministern. Eine Konsequenz dieser Kooperation waren vorgezogene Wahlen auf
den 18. März 1990. Ende Januar verabschiedete jedoch auch Modrow einen Vier-Stufen-Plan
zur "Bildung eines einheitlichen deutschen Staates".

Zum zweiten Kohl-Modrow-Treffen in Bonn Anfang Februar unterstrich der Bundeskanzler
dann, dass er mit einem beschleunigten Einigungsprozess rechne. Die aktuellen Entwicklungen
hätten die Vorstellungen einer Vertragsgemeinschaft überholt, es bräuchte eine Währungs- und
Wirtschaftsunion. Ohne eine schnelle Währungsentscheidung werde es zu keiner Beruhigung
kommen, erklärte Kohl in einem Vier-Augen-Gespräch mit Modrow. Der Grundgedanke Kohls,
laut Protokoll des Treffens: "Die DM solle als stärkstes ‚Aktivum‘ zur Beruhigung der Lage
eingesetzt werden. Das erfordere in der DDR konsequente Wirtschaftsreformen zur "Einführung
der sozialen Marktwirtschaft”. Modrow und der Runde Tisch waren dagegen. Sie
argumentierten, das Ziel könne nicht ein voreiliger Anschluss sein, die DDR-Bürger müssten
ihre Rechte behalten. Kohl habe trotz wiederholter öffentlicher Zusagen bisher keine
Unterstützung geleistet, die hohen Erwartungen der Bevölkerung enttäuscht und so
Unsicherheiten verstärkt. Diese "Hinhaltetaktik" und das Propagieren einer schnellen
Währungsunion schürten laut Modrow, willentlich oder nicht, eine öffentliche Meinung zur
übereilten Einigung.

Für den Runden Tisch war es laut Bericht zum Treffen der Staatsoberhäupter ganz
"offensichtlich, dass manche Kräfte in der BRD gegenwärtig Kurs auf eine bewusste
Verschärfung der Probleme in der DDR nehmen”, um eigene Interessen durchzusetzen. Er
warnte erneut vor einer voreiligen Währungsunion; die DDR müsse in erster Linie eigene
Lösungen für Wirtschaftsreformen finden. Das, so betonte Modrow, sei "der übereinstimmende
Wille von Regierung und Rundem Tisch”. Dieser Wille wurde ignoriert. Journalist Walter Süß
schrieb im März 1990 in der taz, es handele sich um eine "demonstrative Missachtung der
Regierung Modrow durch Bonn", denn, wie Antje Vollmer ebenfalls in der taz kritisierte, "man
behandelt die DDR-Regierung, als wäre sie nicht mehr existent". Am 7. Februar 1990 machte
das Bonner Kabinett dann die Übernahme des westdeutschen Wirtschafts- und Rechtssystems
zur Voraussetzung für eine Währungsunion mit der DDR. Bundeswirtschaftsminister Helmut
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Haussmann (FDP) forderte ein "uneingeschränktes Bekenntnis” der DDR zu "reinrassigem
Privateigentum” und wies Modrows Kritik während dessen Bonn-Besuchs zurück. Mit "der
Deutschen Mark im Gepäck zurückzukehren, ist eines der größten Geschenke", so
Haussmann.

Die Expertentreffen für die Währungs- und Wirtschaftsunion nahmen in den folgenden Wochen
ihre Arbeit auf.

Ignorierte Kritik und das "zweite Wirtschaftswunder"

Kritische Stimmen waren rar. Westdeutsche Politiker waren, wie die taz schrieb, "entsetzlich
optimistisch" und erwarteten, wie SPD-Finanzexpertin Ingrid Matthäus-Maier, ein "zweites
Wirtschaftswunder". Allerdings gab es auch Wirtschaftsexperten wie Prof. Dr. Elmar Altvater,
die vor den "ökonomischen Folgen des hastigen Anschlusses der DDR an die BRD" warnten.
So sprach sich der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung klar gegen eine Währungsunion aus. In einem Brief an Kohl am 9. Februar 1990
stellte er fest, dass die schnelle Einführung der DM keine langfristigen Vorteile für die DDR
bringen würde, sondern das Gegenteil.

In einem offenen Brief warnten Altvater und andere Experten:
Der rasche wirtschaftliche Anschluss der DDR wäre ein Abenteuer nicht mit ungewissem,
sondern sehr gewissem Ausgang: mit dem Zusammenbruch großer Teile der DDR-Wirtschaft,
die ohne den Schutz eigener Währung mit niedrigem Wechselkurs nicht international
konkurrenzfähig wären. Es wird offenbar bewusst kalkuliert, dass die gewaltigen sozialen
Kosten eines raschen Anschlusses dem alten System angelastet werden können.
Damit würde ein "(bi-)nationales Desaster” heraufbeschworen und die Einheit zu einem
"unkontrollierten Großexperiment" verkommen, mit Kosten in einer Größenordnung, "die kaum
zu bewältigen" seien. Auch Kurt Hübner, offen kritischer Politikwissenschaftler, warnte vor den
Folgen der sofortigen Währungsunion. Sie würde noch bestehende Schutzmechanismen, die
ökonomischer Degradierung und sozialer Polarisierung entgegenwirkten, beseitigen. Die Folge
wäre der unmittelbare Verfall der DDR-Mark. Die Öffnung des Marktes würde "die DDR-
Wirtschaft wie einen Schock treffen” und einen Einbruch der Industrie, Billiglöhne und "eine
Situation der abhängigen Entwicklung" für die DDR bedeuten. Denn, so die Kritiker,
versprochene Kapitaltransfers aus der BRD führten zur Übernahme von DDR-Eigentum durch
private BRD-Unternehmen. Daher läge die Beschleunigung des Anschlusses "nur im Interesse
der Spekulanten", die versuchten, "sich die besten Stücke aus dem Kuchen der DDR
herauszuschneiden". Einen "Investitionsboom" könne es, wenn überhaupt, nur geben, wenn die
DDR-Wirtschaft intakt bliebe und "unter sozialer Kontrolle umstrukturiert" würde. Möglichkeiten
hierzu: Finanzausgleich oder Entwicklungsfond, außerdem "gezielte ökonomische
Schutzmaßnahmen" mit einer gesicherten DDR-Währung.

Solche Szenarien und Analysen erregten, so Hübner rückblickend, zwar öffentlich
Aufmerksamkeit, seien aber "von politischen Parteien … als Verrat an der deutschen Einheit
wahrgenommen" worden. Damit wurde Kritik im Keim erstickt und die Agenda Kohls
alternativlos, was laut Modrow "vordergründig politischem Ehrgeiz” geschuldet war. Ohne
wirtschaftspolitische Konzepte vertraute die Bundesregierung auf den Markt und hoffte auf das
Wohlwollen des westdeutschen Privatsektors in der ostdeutschen Wirtschaft. So ließ sie die
Bevölkerung der DDR und der BRD im Dunkeln über den vollen Umfang langfristiger Folgen.
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Wir wünschen ein frohes 30. Jubiläum der deutschen Einheit.

 
"Die Treuhand hinterließ
Arbeitslosigkeit, Zerschlagung
von Betrieben und damit
sozialer Infrastruktur und
Zerstörung sozialer
Beziehungen sowie viele
gebrochene Biografien. Aber
sie brachte damals auch eine
gewaltige, selbstbewusste
Protestbewegung hervor, die
heute in der öffentlichen
Erinnerung kaum Platz findet
und die Bernd Gehrke als
'größte Welle sozialer
Protestaktionen seit den
1920er Jahren auf dem Gebiet
der ehemaligen DDR'
bezeichnet."

aus dem Einladungstext zur
Veranstaltung "Vergessener
Protest und verpasste
Presserevolution – Die
Treuhandpolitik und ihre
Folgen" mit Dr. Mandy Tröger,
Potsdam am 15. Oktober
2020: 
https://www.rosalux.de/veranst
altung/es_detail/SO364/verges
sener-protest-und-verpasste-
presserevolution
eingefügt durch kommunisten.de

 

 

Autorin

Mandy Tröger ist wissenschaftliche Mitarbeiterin an der LMU München. Sie arbeitet im
Forschungsprojekt "Medienmenschen" und im Forschungsverbund »Das Mediale Erbe der
DDR«.
Von ihr erschien das Buch »Pressefrühling und Profit. Wie westdeutsche Verlage 1989/1990
den Osten eroberten« im Herbert von Halem Verlag, 360 S., br., 25 €.
Sie veröffentlicht u.a. auf der Internetseite des Instituts für Kommunikationswissenschaft und
Medienforschung https://medienblog.hypotheses.org, im nd und beim Institut für sozial-
ökologische Wirtschaftsforschung isw.
Auf kommunisten.de erschien von Mandy Tröger:
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Ein Überleben mit Hindernissen. Wie »Neues Deutschland« die Wende meisterte, indem
es der Treuhand entkam.
Über "Machteliten" und "Soziologische Phantasien"

Der obige Artikel ist auf der Internetseite des Institut für sozial-ökologische Wirtschaftsforschung
isw erschienen.
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